
 
BERUFSSCHULLEHRERVERBAND 
NIEDERSACHSEN e.V. 
 

 
 
                                                                                                                                              Raffaelstr. 4 
                                                                                                                                              30177 Hannover 
Landesseniorenvertretung                                                                                      Telefon: (0511) - 324073 
Aktuelle Informationen                                                                                            
                                                                                                               Internet: www.blv-nds.de 
                                                                                                                                E-Mail:   info@blv-nds.de 
 
 
Peter Bahr           Steinweg 18          21335 Lüneburg          04131 - 46977           bahr-lueneburg@t-online.de 
  
 
Nr. 167                                                                                                                                             August 2022 
 
 
Der Inhalt: 
-  Rentenbesteuerung soll noch in diesem Jahr geändert werden 
-  PKV zahlt ärztliche Aufklärung über Organspende 
-  BaFin warnt: Vorsicht bei Einladungen zu Online-Finanzakademien und Bildungsangeboten zu Geldanlagestrategien 
-  EZB-Beschluss vom 21. Juli 2022 
-  Bundesbehörde fordert solide Finanzgrundlage für Sozialversicherung 
-  Schwerbehindertenausweis kann jetzt online beantragt werden 
-  BaFin: Geld anlegen im Ruhestand 
 

 
Rentenbesteuerung soll noch in diesem Jahr geändert werden 

Die Bundesregierung will noch in diesem Jahr einen Gesetzentwurf vorlegen, mit dem die gesetzlichen 
Regelungen zur Besteuerung von Alterseinkünften aus der Basisversorgung geändert werden sollen. Damit 
wolle man sicherstellen, dass die vom Bundesfinanzhof vor etwa einem Jahr kritisierte doppelte Besteuerung 
von Renteneinkünften und Altersvorsorgeaufwendungen nicht eintreten werde, heißt es in der 
Regierungsantwort auf eine Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion. Für die im Koalitionsvertrag vereinbarte 
dauerhafte Möglichkeit eines erheblichen Hinzuverdiensts neben einer vorzeitig bezogenen Altersrente gebe 
es noch keine Festlegung, heißt es in der Antwort weiter. Die aufgrund der Corona-Pandemie eingeführte 
Hinzuverdienstgrenze von jährlich 46.060 Euro – statt zuvor 6.300 Euro – läuft eigentlich Ende des Jahres 
2022 aus. Über diese Grenze hinausgehende Verdienste werden zu 40 Prozent oder mehr auf die Rente 
angerechnet. Von dauerhaft erhöhten Hinzuverdienstgrenzen würden künftig auch kommunale Ehrenbeamte 
in kommunalen Vertretungskörperschaften, Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane, Versichertenälteste 
oder Vertrauenspersonen der Sozialversicherungsträger profitieren. Auf die Frage nach einer 
Quellenbesteuerung von Renten erklärt die Bundesregierung, derzeit gebe es dafür keine konkreten Pläne. 
Es sei fraglich, ob die Einführung eines sogenannten Steuerabzugs von der Quelle tatsächlich einen 
signifikanten Vereinfachungs- und Entlastungseffekt mit sich bringen würde. Dies hänge von der konkreten 
Ausgestaltung, aber auch von den persönlichen Verhältnissen der Bezieher von Alterseinkünften ab.  
Quelle: Deutscher Bundestag v. 24.06.2022 
 

PKV zahlt ärztliche Aufklärung über Organspende 
Am 4. Juni 2022 war der Tag der Organspende. Repräsentative Befragungen der Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) zeigen auch dieses Jahr: Die meisten Menschen in Deutschland (84 
Prozent) sind der Organspende gegenüber positiv eingestellt. Jedoch haben nur rund 60 Prozent der 
Befragten eine Entscheidung getroffen, ob sie Organe spenden würden oder nicht. Passend dazu ist mit 44 
Prozent die Zahl derjenigen groß, die gerne mehr Informationen zum Thema Organspende hätten.  Bereits 
2020 hat der Gesetzgeber beschlossen, die Aufklärung über Organ- und Gewebespende stärker 
voranzutreiben. Deshalb erhalten Mitglieder der privaten Krankenversicherungen alle 5 Jahre ein 
ausführliches Schreiben und einen Organspendeausweis, der selbst auszufüllen ist. 
Die BZgA informiert auf organspende-info.de (http://www.organspende-info.de/) umfassend zum Thema, 
während die vom PKV-Verband gegründete Stiftung Gesundheitswissen leicht verständlich 10 wichtige 
Fragen zur Organspende (http://www.stiftung-gesundheitswissen.de/gesundes-leben/notfall-erste-hilfe/10-
fragen-und-antworten-zur-organspende) beantwortet. 
Auch Hausärztin oder Hausarzt sollte regelmäßig darauf hinweisen, dass eine Erklärung zur Organspende 
abgegeben werden und im Zuge dessen eine ausführliche Beratung erfolgen kann. Da diese besondere 
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Gesprächsleistung nicht in der Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) enthalten ist, haben sich PKV-Verband, 
Beihilfe und Bundesärztekammer auf eine Empfehlung für eine Analogabrechnung geeignet: 
Ärztin oder Arzt kann auf der Rechnung zusätzlich neben allgemeinen Gesprächsleistungen die „Beratung 
zur Organ- und Gewebespende nach § 2 Abs. 1b i.V.m. 1a TPG“ mit der GOÄ-Nr. 3 analog – Eingehende 
Beratung, auch telefonisch aufführen. Bei 2,3-fachem Steigerungssatz ergibt sich ein Betrag von 20,11 Euro. 
Das Beratungsgespräch muss mindestens 10 Minuten dauern und kann innerhalb von zwei Jahren nur 
einmal berechnet werden. Private Krankenversicherungen erstatten die Kosten entsprechend dem 
Versicherungsvertrag. 
Wichtig: Mit einem Organspendeausweis wird verhindert, dass Angehörige in einer belastenden Notsituation 
die Entscheidung treffen müssen, ob Organe zur Organspende freigegeben werden. 
Quellen: Stiftung Gesundheitswissen, BZgA (Juni 2022) 
 

Vorsicht bei Einladungen zu Online-Finanzakademien und Bildungsangeboten zu 
Geldanlagestrategien 

(gekürzt) Mit verlockenden Angeboten wird derzeit für die Teilnahme an Online-Finanzakademien oder 
exklusiven Lernprogrammen geworben. Angeblich den Teilnehmern beizubringen, wie man erfolgreich Geld 
anlegt, zum Beispiel im Währungs- oder Kryptowerte-Markt. Die Versprechen sind hoch angesiedelt: 
schneller Reichtum, ein luxuriöser Lebensstil, das Ganze ohne Schulabschluss und ohne Arbeit. 
Der Haken: Gratis sind solche Angebote nicht. Online-Kurse, Lehrvideos, Apps, Workshops, physische 
Treffen oder GoLive-Sessions – das alles wird gegen eine monatliche Gebühr angeboten, die durchaus 
mehrere Hundert Euro betragen kann. Es ist fraglich, ob sich der finanzielle Erfolg tatsächlich einstellt, 
finanzielle Verluste sind daher wahrscheinlicher.  
Auch hier gelten die BaFin Anlagetipps für soziale Medien: Schützen kann sich am besten, wer sich dessen 
bewusst und vorsichtig ist. Neben echten Kennern sind viele selbsternannte Experten unterwegs. Wer seriös 
in Fragen der Geldanlage aktiv ist, erläutert in der Regel, wer er ist und worauf sich sein Fachwissen 
begründet. Sind die Akteure seriös, sind deren Angaben auch anhand anderer Quellen überprüfbar. Viele 
Follower, Likes und positive Kommentare sind dabei allein kein Gütesiegel. Sie sagen wenig oder nichts 
über die Seriosität oder Qualität eines Auftritts aus. Denn es ist leicht, diese Werte zu manipulieren. 
Antworten auf Fragen zu diesem Thema erhalten Sie über das Verbrauchertelefon der BaFin. Es ist 
kostenfrei unter der Telefonnummer 0800 2 100 500 zu erreichen. 
Quelle: BaFin 
 

EZB-Beschluss vom 21. Juli 2022 
(gekürzt) Die Zinswende ist da und sie geht schneller voran als zuletzt gedacht. Statt der geplanten 0,25 
Prozentpunkte hebt die Europäische Zentralbank (EZB) die Leitzinsen im Europaraum um 0,5 Prozentpunkte 
an. Der Kampf gegen die Inflation hat begonnen. Das sind zunächst gute Nachrichten – nicht nur für 
Deutschlands Sparer: Bereits in den kommenden Wochen dürften hunderte Banken die sogenannten 
Verwahrentgelte wieder streichen. Die Periode der Verwahrzinsen ist damit in absehbarer Zeit vorbei. 
Offenbar war die Furcht an der Spitze der Zentralbank größer, als manch einer bis vor Kurzem zugeben 
wollte. Noch zu Beginn des Ukraine-Kriegs wirkte es, als gingen EZB-Präsidentin und Mitstreiter davon aus, 
dass die Teuerung schon von allein wieder sinke. Jetzt scheinen sie erkannt zu haben: Es muss gehandelt 
werden, sonst geraten die Preise außer Kontrolle. 
Zur Erinnerung: In der Eurozone stiegen die Verbraucherpreise zuletzt um 8,6 Prozent im Vergleich zum 
Vorjahr. Im Juni sank die Inflationsrate zwar, lag aber trotzdem bei immerhin noch 7,6 Prozent – und damit 
meilenweit entfernt vom EZB-Ziel von etwa 2 Prozent. 
Die EZB erhöhte erstmals seit 2011 den Leitzins und reagierte somit auf die ausufernde Inflation. Auch der 
Einlagensatz wurde zu dem auf 0,00 Prozent angehoben. Die Banken müssen nun nicht mehr draufzahlen, 
wenn sie überschüssiges Geld bei der EZB einlagern.  
Wichtig ist nun, dass die EZB wie angekündigt auch in den kommenden Monaten zügig weiter an der 
Zinsschraube dreht. Im Winter droht die Wirtschaft aufgrund von Gasrationierungen ohnehin einzubrechen. 
Quelle: t-online.de > Finanzen 
 

Bundesbehörde fordert Finanzgrundlage für Sozialversicherung 
(Bonn 15. Juli 2022) (gekürzt) Das Bundesamt für Soziale Sicherung (BAS) hat in seinem jetzt veröffentlichten 
Tätigkeitsbericht vor wachsenden Finanzierungslücken in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) und 
in der sozialen Pflegeversicherung gewarnt. Im vergangenen Jahr seien zwar umfangreiche Maßnahmen 
getroffen worden, um diese Lücken kurzfristig zu schließen, hieß es. Die Coronapandemie wirkt sich nach 
wie vor auf fast alle Aufgabenbereiche des BAS aus. So war unter anderem die finanzielle Entwicklung in der 
GKV dem Bericht zufolge 2021 sowohl auf der Einnahmen- als auch auf der Ausgabenseite von den 
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Pandemiefolgen gekennzeichnet. Insgesamt entstand eine geschätzte Finanzierungslücke von circa 16 
Milliarden Euro. Durch ein politisch umstrittenes Maßnahmenpaket konnten die Einnahmen des 
Gesundheitsfonds gesichert werden, ohne die sogenannte Sozialgarantie der Bundesregierung – 
Begrenzung der Sozialbeiträge auf durchschnittlich maximal 40 Prozent – zu überschreiten, ist dem Bericht 
zu entnehmen. 
Die Aufgaben des BAS reichen von der Aufsicht über verschiedene Zweige der gesetzlichen 
Sozialversicherung über die Verwaltung des milliardenschweren Gesundheitsfonds bis zur Zahlung von 
Mutterschaftsgeld an einzelne Leistungsempfängerinnen. 
Das Amt hat darüber hinaus 2021 auch die Auszahlungen von Finanzhilfen in Milliardenhöhe gesteuert – 
unter anderem für Erstattungen an Krankenhäuser, Coronatestungen, Schutzmasken und Impfungen. 
Quellen: Ärzteblatt, Bundesamt für Soziale Sicherung (BAS) 
 

Schwerbehindertenausweis kann jetzt online beantragt werden 
MS-Pressemitteilung v. 19.7.2022 (gekürzt) 
Damit ermöglicht das Niedersächsische Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (MS) das 
digitale Beantragen weiterer wichtiger Sozialleistungen. Menschen mit einer Behinderung oder ihre 
Bevollmächtigten können folgende Anträge beim Niedersächsischen Landesamt für Soziales, Jugend und 
Familie über den neuen Zugang stellen: 
  Antrag auf Feststellung einer Behinderung und Zuerkennung von Merkzeichen 

https://www.navo.niedersachsen.de/navo2/go/a/748?c=bc  
  Antrag auf Ausstellung eines Beiblattes zum Schwerbehindertenausweis 

https://www.navo.niedersachsen.de/navo2/go/a/1625?c=bc  
  Antrag auf Ausstellung eines Schwerbehindertenausweises 

https://www.navo.niedersachsen.de/navo2/go/a/1626?c=bc 
Sie zeichnen sich durch eine barrierefreie sowie auch für Smartphones und Tablets optimierte 
Benutzerführung aus. Sozialverbände leisten bei der Erstellung der Anträge Unterstützung, sie sind 
technisch an das Antragssystem angebunden. Nach dem Schwerbehindertenrecht wird Betroffenen und 
Angehörigen die Antragstellung für die Leistungen deutlich erleichtert, denn im Falle einer gesundheitlichen 
Beeinträchtigung soll eine unkomplizierte, nutzerfreundliche Beantragung möglich sein. 
Quelle: Nds. Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung 
 

Geld anlegen im Ruhestand 
BaFin – Publikationen & Daten (v.18.07.2022)  
Wie können Menschen, die ihre berufliche Tätigkeit (jüngst) beendet haben, ihre finanzielle Situation 
analysieren und gestalten? 
In „Geld anlegen im Ruhestand“, eine überarbeitete Broschüre der BaFin, finden Sie die Antworten und zu 
weiteren Themen des Finanzsektors. Ältere Menschen sind für die BaFin eine wichtige Zielgruppe bei der 
Verbraucheraufklärung, denn Seniorinnen und Senioren stehen im Fokus von Betrügern. Gerade bei Älteren 
wird es mit der Beratung und Bereitstellung von Informationsmaterialien nicht so genau genommen. Das war 
ein Ergebnis des Mystery-Shopping-Piloten der Bafin Ende 2021. Mit der Broschüre werden wertvolle 
Informationen rund um den Umgang mit Finanzen und Finanzprodukten an die Hand gegeben. 
Neben der Broschüre sind auch folgende Flyer überarbeitet worden: 
   „Anlageberatung: Was Sie als Kundin und Kunde beachten sollten“ 
   „Die Aufgaben der BaFin im Verbraucherschutz“ 
   „Geldanlage – Wie Sie unseriöse Anbieter erkennen“ 
   „Wertpapiergeschäfte: Was Sie als Anlegerin und Anleger beachten sollten“ 
   „Achtung: Marktmanipulation“ 
   „Geldanlegen im Ruhestand“ 
   „Broschüre Verbraucherschutz“ 
Mit ihrem Angebot möchte die BaFin dazu beitragen, dass die Bevölkerung besser über Finanzthemen 
Bescheid weiß und unseriöse Praktiken und Anbieter am Finanzmarkt erkennt. 
Auf die Broschüre/Flyer stoßen Sie unter: 
www.bafin.de  >  Aktuelles > BaFin aktualisiert Broschüren: Wertvolle Hinweise für Verbraucher > … 
Quelle: Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
 


